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Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Besoldungsstrukturen und zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
 

– Abschlagserlass – 
 
Anlagen: Gesetzentwurf mit Bezügetabellen ab dem 1. Januar 2023 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der o.g. Gesetzentwurf ist von der Landesregierung am 19. Dezember 2023 beschlossen worden 
und wird dem Landtag zugeleitet. 
 
Zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation sieht der Gesetzentwurf rückwirkend 
zum 1. Januar 2023 eine Anpassung der Besoldungsstrukturen vor. Konkret sind dies: 
 

1. Die Grundgehaltssätze in der Besoldungsordnung A sowie den Besoldungsgruppen R 1 
und R 2 werden  

 

 in der Erfahrungsstufe mit dem Anfangsgrundgehalt um 3 Prozent, 

 in der jeweils belegten zweiten Erfahrungsstufe um 2 Prozent und 

 in der jeweils dritten belegten Erfahrungsstufe um 1 Prozent 
 
erhöht. Das Grundgehalt in der Besoldungsgruppe W 1 wird um 1 Prozent erhöht. 
 
Die Versorgungsbezüge erhöhen sich in diesen Besoldungsgruppen entsprechend. 
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(vgl. Artikel 1 des Gesetzentwurfs sowie die Neufassung der Anlagen 5, 7 und 8 zum Lan-
desbesoldungsgesetz durch den Anhang zu Artikel 2 des Gesetzentwurfs) 
 

2. Die Anwärtergrundbeträge werden um 3 Prozent erhöht. 
 
(vgl. Artikel 1 des Gesetzentwurfs sowie die Neufassung der Anlage 11 zum Landesbesol-
dungsgesetz durch den Anhang zu Artikel 2 des Gesetzentwurfs) 
 

3. Die kinderbezogenen Familienzuschläge werden mit Ausnahme der Besoldungsgruppen 
B 9, B 10 und B 11 durch eine Neufassung von Anlage 10 zum Landesbesoldungsgesetz 
neu geregelt. Hieraus ergeben sich folgende Familienzuschläge für zu berücksichtigende 
Kinder: 

 

 Familienzuschlag für das jeweils erste und zweite zu berücksichtigende Kind in 
Höhe von 175 Euro 

 

 Erhöhungsbetrag beim Familienzuschlag für das jeweils erste und zweite zu berück-
sichtigende Kind in Höhe von 60 Euro in der Besoldungsgruppe A 4, in Höhe von 55 
Euro in der Besoldungsgruppe A 5 sowie in Höhe von 40 Euro in der Besoldungs-
gruppe A 6 

 

 Familienzuschlag für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind in Höhe 
von 700 Euro, in der Folge Wegfall der auf Grundlage von § 73 des Landesbesol-
dungsgesetzes im Erlassweg geregelten Zuschlagsbeträge 

 
(vgl. die Neufassung der Anlage 10 zum Landesbesoldungsgesetz durch den Anhang zu 
Artikel 2 des Gesetzentwurfs) 
 
Die Familienzuschläge in den Besoldungsgruppen B 9, B 10 und B 11 verbleiben hinsicht-
lich Struktur und Höhe auf dem Stand vom 31. Dezember 2022 und sind in einer neuen 
Anlage 10a zum Landesbesoldungsgesetz ausgewiesen. 

 
4. Mit Ausnahme der Besoldungsgruppen B 9, B 10 und B 11 werden im Zuge einer Neufas-

sung des Landessonderzahlungsgesetzes (SZG M-V) die Bemessungssätze für den 
Grundbetrag der jährlichen Sonderzahlung und der kinderbezogene Sonderbetrag wie folgt 
erhöht: 
 
Anhebung des Bemessungssatzes (§ 6 SZG M-V) 

 

 bis Besoldungsgruppe A 9 von 38,001 Prozent auf 40 Prozent, 

 von Besoldungsgruppe A 10 bis A 12 sowie C 1 von 33,3 Prozent auf 35 Prozent, 

 ab Besoldungsgruppe A 13 bzw. C 2 aufwärts sowie in den Besoldungsordnungen 
B, R und W von 29,382 Prozent auf 30 Prozent 

 
Anhebung des kinderbezogenen Sonderbetrages je zu berücksichtigendes Kind von 25,56 
Euro auf 300 Euro (§ 9 SZG M-V) 
 
(vgl. Artikel 3 des Gesetzentwurfs) 
 

5. Einführung eines Familienergänzungszuschlags durch einen neuen § 43a des Landesbe-
soldungsgesetzes, dessen Höhe sich aus Anlage 10b ergibt 
 
Der Familienergänzungszuschlag ist bedarfsgerecht ausgestaltet und wird daher nur ge-
währt, soweit der Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau nicht gewahrt ist. Insoweit 
sieht § 43a Abs. 1 LBesG M-V einen Anspruch auf den Familienergänzungszuschlag nur 
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vor, wenn der Hinzuverdienst den Höchstbetrag einer geringfügigen Beschäftigung nach 
§ 8 Abs. 1 N. 1 SGB IV (Minijob) nicht erreicht. 
 
Die Gewährung eines Familienergänzungszuschlags setzt wie generell beim Familienzu-
schlag voraus, dass der Dienstherr vom Vorliegen der Voraussetzungen Kenntnis erhält. 
Berechtigte müssen daher das Vorliegen der Voraussetzungen anzeigen und entspre-
chende Nachweise vorlegen. 
 

Nach abschließender Beschlussfassung eines Gesetzentwurfs durch die Landesregierung, der die 
regelmäßige Anpassung der Besoldung zum Gegenstand hat, können gemäß § 17 Abs. 2 LBesG 
M-V vorbehaltlich der Verabschiedung durch den Landtag Abschläge gezahlt werden, sofern die 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen und keine wichtigen Gründe entgegenstehen. 
 
Auf dieser Grundlage bitte ich Sie, mit den laufenden Bezügen zum technisch nächstmöglichen 
Zeitpunkt Abschlagszahlungen in voller Höhe auf die nach dem Gesetzentwurf rückwirkend zum 
1. Januar 2023 vorgesehene 
 

 lineare Erhöhung der Dienst- und Versorgungsbezüge (siehe Ziffer 1 oben), 
 
 Erhöhung der Anwärterbezüge (siehe Ziffer 2 oben), 

 
 Erhöhung der Familienzuschläge (siehe Ziffer 3 oben) sowie 

 
 Erhöhung des Grundbetrages und des kinderbezogenen Sonderbetrages der jährlichen 

Sonderzahlung (siehe Ziffer 4 oben) 
 
zu leisten. 
 
Von dieser Abschlagsregelung sind die mit dem neuen § 43a LBesG M-V vorgesehenen Famili-
energänzungszuschläge (siehe Ziffer 5 oben) nicht erfasst. Zum Familienergänzungszuschlag 
ergeht ein gesonderter Einführungserlass. 
 
Da die Abschlagszahlungen im Vorgriff auf die zu erwartende gesetzliche Regelung erfolgen, bitte 
ich, die Zahlungen durch folgenden Hinweis auf der Bezügemitteilung insoweit unter den ausdrück-
lichen Vorbehalt der Rückforderung zu stellen: 
 

„Die Zahlung der erhöhten Bezüge erfolgt vorbehaltlich der Beschlussfassung des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern über das Gesetz über die Anpassung der Besol-
dungsstrukturen und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern. Gegebenenfalls zu viel gezahlte Bezüge werden zurück-
gefordert.“ 

 
Für eine entsprechende Information auf der Homepage des Landesamtes für Finanzen wäre ich 
Ihnen dankbar. 
 
Darüber hinaus weise ich auf Folgendes hin: 
 
Mit dem Umbau der Besoldungsstrukturen sollen u.a. die bisher in Anlage 10 zum Landesbesol-
dungsgesetz geregelten Erhöhungsbeträge zum Familienzuschlag für das zweite zu berücksichti-
gende Kind in andere monatliche Bezügebestandteile sowie in die jährliche Sonderzahlung einge-
baut werden. Durch den teilweisen Einbau in die jährliche Sonderzahlung ist es in wenigen Einzel-
fällen nicht ausgeschlossen, dass die monatlichen Bezüge geringfügig niedriger sind, zusammen 
mit den Verbesserungen bei der jährlichen Sonderzahlung aber die jährliche Gesamtbesoldung bei 
unveränderten Familienverhältnissen höher als nach der bisherigen Rechtslage ist. 
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Vor diesem Hintergrund weise ich auf § 15 Abs. 1 LBesG M-V hin. Werden Besoldungsempfänge-
rinnen und Besoldungsempfänger durch eine gesetzliche Änderung ihrer Bezüge einschließlich 
der Einreihung ihres Amtes in die Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen mit rückwirken-
der Kraft schlechter gestellt, so sind nach dieser Vorschrift die Unterschiedsbeträge nicht zu er-
statten. 
 
Zusatz für das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung: 
 
Ich bitte, die kommunalen Körperschaften von dieser Verfahrensweise in Kenntnis zu setzen und 
zu empfehlen, entsprechend zu verfahren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. 
Michael Lucht 
 
 


